
Der Begriff „Heimat“ in den Verordnungen des Königreiches Bayern 
Die Gemeinden hatten schon seit Jahrhunderten die Unterstützungslast für die 
Armen im Krankheits- oder Arbeitsunfähigkeitsfall zu tragen. Zuständig für den 
Einzelnen war nun seine Heimatgemeinde. Dieses Prinzip des Abschiebens der 
Bettler, verarmten Dienstboten und Taglöhner mochte in der Zeit des alten Reiches 
vor Säkularisation und Mediatisierung noch verständlich gewesen sein, wo es 
innerhalb des Reiches über 300 mehr oder weniger tatsächlich souveräne "Staaten" 
gab, wo z.B. vor den Toren einer Reichsstadt oft gleich ein anderes Land begann. Im 
Königreich Bayern wirkt das Verfahren manchmal etwas anachronistisch, da es doch 
auch schon eine Art von Finanzausgleich gab (im Notfall musste der Distrikt oder der 
Kreis einspringen, überhaupt immer dann, wenn eine Heimat angewiesen wurde). 

Nach der bayerischen Landes- und Polizeiordnung von 1616 dürfen alte, kranke und 
gebrechliche Arme Almosen nur an ihrem Geburts- oder Wohnort sammeln. Auch der 
Ausdruck Heimat taucht dort schon auf. Die Gerichtsordnung von 1753 mit den 
Anmerkungen Kreittmayrs bringt über den Begriff Domicil (Heimat) vieles, was nicht 
weit vom Gesetz von 1825 entfernt ist: Das forum domicilii (Heimatgemeinde) wird 
vom häuslichen Anwesen hergeleitet und wo der Vater wohnt, sind auch die Kinder 
domiziliert (Kreittmayr meint, man solle nicht auf das Domicil des Ahnherrn 
zurückgehen, sonst komme man endlich gar noch bis zu Adam). Wenn der Vater 
keinen festen Wohnsitz hat, wird der Geburtsort der Kinder genommen. Findelkinder 
sind an ihrem Fund- oder Erziehungsort domiziliert. Ein neues Domicil erwirbt man 
vor allem dadurch, dass man an einem Ort das Bürgerrecht erwirbt oder sich mit 
Immobilien ansässig macht. 

Die Bettelmandate vom 27.7.1770 und 3.3.1780 entwickeln den Heimatbegriff nur 
konsequent weiter: Fast gleich sind also die Bedingungen für den Heimaterwerb und 
die damit zusammenhängende Verehelichungsbewilligung: auch das Domicil wird nur 
bei hinreichend gesichertem Nahrungsstand erworben. Unvermögende Leute wie 
Leerhäusler (nach dem Hoffuß, der alten Einteilung der Höfe nach Ertragsgrößen, ist 
ein Leerhäusl der 1/32-Hof, also ein Haus ohne sonstigen Grundbesitz), Tagwerker, 
Eheleute, bleiben also in der Heimat des Vaters domiziliert. Dienstboten erwerben 
nach 15 Jahren durch diesen bloßen Aufenthalt die Heimat. 

Das Gesetz über die Heimat vom 11.9.1825 brachte also im Großen und Ganzen 
gegenüber der Gerichtsordnung von 1753 und den Bettelmandaten nichts Neues 
(abgesehen von der Abspaltung des Begriffes der Ansässigmachung): Es werden 
drei Arten von Heimat unterschieden: die erworbene, die ursprüngliche und die 
angewiesene Heimat.  

1.  Die „erworbene“ Heimat 
 Der Normalfall ist, dass die Heimat erworben wird, und zwar durch 

Ansässigmachung (und eventuell folgende Verehelichung) in einer Gemeinde 
oder durch einen besonderen Vertrag mit ihr.  

2.  Die „ursprüngliche“ Heimat 
 Solange der Normfall („erworbene“ Heimat) noch nicht zutrifft, gilt die 

ursprüngliche Heimat, d.h. die Heimat der Eltern (bei unehelichen Kindern die 
Heimat der Mutter) als Heimat.  

3.  Die „angewiesene“ Heimat 
 "Kann auch die ursprüngliche Heimat nicht ergründet werden, so wird vorsorglich 

eine bestimmte Gemeinde angewiesen, welche einstweilen statt der Heimat 
solange gilt, bis die ursprüngliche Heimat entdeckt, oder eine neue erworben ist". 
Insbesondere ist dies bei Findelkindern der Ort der Auffindung oder (der) 



Erziehung oder des letzten Aufenthaltes. (die Kosten im Falle der angewiesenen 
Heimat übernimmt übrigens nicht die Gemeinde, sondern der Kreis, also z.B. der 
Isarkreis!). Die Heimat gewährt neben dem Anspruch auf Wohnsitz einen 
Anspruch auf Unterstützung nach der Verordnung vom 17.11.1816 über die 
Armenpflege. Zuständig sind die "Polizeibehörden", also auch die 
Patrimonialgerichte und Stadtmagistrate. Gegen die Entschließungen der unteren 
und oberen Polizeibehörden gibt es keine Berufung an das Staatsministerium. 

 

Titel I des Gesetzes über Heimat, Verehelichung und Aufenthalt vom 16.4.1868 
behandelt die „Heimat“. An den Bestimmungen über die ursprüngliche und die 
angewiesene Heimat ändert sich im Wesentlichen nichts (nur sollen andere 
heimatlose Personen als Findelkinder der Gemeinde zugewiesen werden, wo sie 
während der letzten 5 Jahre sich mindestens 6 Monate aufhielten, sonst ist eine 
Gemeinde des Verwaltungsbezirkes, „wo der Heimatlose zuletzt betreten wurde", als 
vorläufige Heimat anzuweisen. Falls ferner ein Mann bei der Hochzeit noch die 
ursprüngliche Heimat besitzt, erwirbt er diese als selbstständige, d.h. bei einem 
Wechsel des Wohnsitzes der Eltern ändert sich dadurch seine Heimat nicht). Aber er 
„erwirbt“ seine Heimat auch jetzt nicht so ohne weiteres. Die strengen Bestimmungen 
der Ansässigmachung, die ja 1825 Voraussetzung der Heimat waren, fielen zwar 
weg, aber sie wirken immer noch u. a. in den Bedingungen des Heimaterwerbs 
weiter: Man darf während der letzten 5 bzw. 10 Jahre Armenunterstützung weder 
beansprucht noch erhalten haben. Dann ist man als Unselbständiger (Dienstbote 
oder Gewerbegehilfe ohne eigene Wohnung und Kost und Entmündigte) nach 10 
Jahren Aufenthalts in der Gemeinde endlich soweit, wobei die Zeit nicht einmal durch 
eine kurze Haftstrafe unterbrochen sein darf. Als Selbständiger kommt man schon 
nach 5 Jahren in den Genuss der Heimat, wenn man seine Steuern und die Beiträge 
zur Gemeinde- und Armenkasse bezahlt hat. Die 5- oder 10-jährige ununterbrochene 
Aufenthaltsdauer zählt aber erst ab der Volljährigkeit, also ab dem vollendeten 21. 
Lebensjahr. So schnell zahlt also auch 1868 nicht eine Gemeinde die 
Armenunterstützung an den kleinen Mann. 
 

Mit dem erkauften Bürgerrecht (nach 2 Jahren Aufenthalt und Steuerzahlung in einer 
Gemeinde) hat man natürlich gleich die Heimat erworben, man kann auch einen 
eigenen Vertrag abschließen, wenn man vermögend ist. Definitiv angestellte Beamte, 
Militärs usw. bedeuten wegen ihrer Pensionsberechtigung für die Gemeinden kein 
Risiko und erwerben die Heimat an ihrem Dienstort ohne weiteres. Die Ehefrau folgt 
der Heimat des Mannes. Zuständig für die „Ausmittlung“ der Heimat sowie die 
Anweisung einer vorläufigen Heimat (in diesem Falle zahlt ja auch nicht die 
Gemeinde, sondern der Staat!) bzw. bei Streitigkeiten ist die 
„Distriktsverwaltungsbehörde“, d.h. das Bezirksamt zuständige Behörde. Die 
Verleihung von Heimatrechten sowie die Ausstellung der Heimatscheine ist Sache 
der Gemeinden. Diese machen das aber nicht umsonst: Die Selbständigen zahlen 
nach 5 Jahren Aufenthalt je nach Gemeindegröße maximal 12 bis 48 fl, die 
Unselbständigen sind befreit (auch nach einer Verehelichung muss diese Gebühr 
entrichtet werden). 
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